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1.1. Warum im Baurecht Geschichte wichtig istBeispiel 1: Ein Werkstättengebäude wurde im Jahr 1942 errichtet. Eine Baubewilligung

für dieses Gebäude ist nicht auffindbar. Im betroffenen Bundesland besteht keine landes-
gesetzliche Regelung, der zufolge Gebäude mit einem solchen Alter als bewilligt gelten.
Handelt es sich um ein konsensloses Gebäude, welches als solches vom Eigentümer ab-
gerissen werden muss?

Beispiel 2: Der damalige Eigentümer eines Gründerzeithauses hat Anfang der 80er-Jahre
die gründerzeitlichen Holzkastenfenster durch die damals modernen Kunststofffenster
ersetzt. Für diesen Fenstertausch hat er weder eine Baubewilligung eingeholt noch eine
Bauanzeige erstattet. Die Kunststofffenster unterscheiden sich optisch deutlich von
gründerzeitlichen Holzkastenfenstern. Sind die Kunststofffenster konsensgemäß?

Fälle dieser oder ähnlicher Art beschäftigen die Praxis in vielen Bundesländern
regelmäßig. Die aktuelle Rechtslage zB in Wien würde für die Errichtung des
Werkstättengebäudes eine Baubewilligung und für den Fenstertausch in einem
vor dem 1.1.1945 errichteten Gebäude eine Bauanzeige erfordern. In beiden Fäl-
len würden von der Behörde gestempelte Konsenspläne in der Hauseinlage für
das jeweilige Baugrundstück aufliegen.

Maßgebend ist jedoch – soweit gesetzlich nicht anders geregelt – die Rechtslage
zum Zeitpunkt der Errichtung des Gebäudes bzw zum Zeitpunkt der Ausfüh-
rung des Bauvorhabens. Daher ist im Fall des Werkstättengebäudes relevant, ob
für dieses im Jahr 1942 eine Baubewilligung erforderlich war. Tatsächlich bestan-
den in der Besatzungszeit von 1938 bis 1945 eine Reihe an Ausnahmen von der
Bewilligungspflicht, ua für Bauten des Reiches, der Länder, der NSDAP etc.1

Ohne nähere Feststellungen, wer das Gebäude seinerzeit zu welchen Zwecken er-
richtet hat, lässt sich daher die Frage noch nicht beantworten, ob seinerzeit eine
Baubewilligung erforderlich war. Zum Fenstertausch im Gründerzeithaus gilt es
zu wissen, dass die Anzeigepflichten für derartige Fenstertausche jüngeren Da-
tums sind und daher konkret geprüft werden muss, ob der Fenstertausch zum
Zeitpunkt der Ausführung nicht etwa bewilligungsfrei war. Die Fälle lassen sich
somit in der Regel nur lösen, wenn man die seinerzeitige Rechtslage kennt.

Einzelne Bauordnungen entschärfen derartige Problematiken jedoch teilweise.
So sieht zB das stmk BauG vor, dass bauliche Anlagen und Feuerstätten, die vor
dem 1.1.1969 (vor Inkrafttreten des stmk BauG) errichtet worden sind, als recht-
mäßiger Bestand gelten. Unter der Voraussetzung, dass sie zum Zeitpunkt ihrer
Errichtung bewilligungsfähig gewesen wären, trifft dies auch auf zwischen dem

1 Näher Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 32.
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1.1.1969 und dem 31.8.1995 errichtete Gebäude zu.2 Bei dieser Rechtslage wäre es
für das im Jahr 1942 errichtete Werkstättengebäude ohne Auswirkungen, ob
dieses im Jahr 1942 als konsensloser Schwarzbau errichtet worden ist oder allen-
falls nach damaliger Rechtslage bewilligungsfrei errichtet werden durfte. Derartige
„Amnesiebestimmungen“ verringern daher die praktische Wichtigkeit der seiner-
zeitigen Rechtslage.

Auch dann, wenn man in der Hauseinlage alte Konsenspläne auffindet, sind
Kenntnisse der Geschichte bzw der seinerzeitigen Rechtslage von praktischer
Relevanz. So muss etwa in Plänen auch heute noch nur das dargestellt werden,
was für das Baubewilligungsverfahren rechtlich relevant ist. Was nicht relevant
ist, muss nicht dargestellt werden. Ohne Kenntnis der seinerzeitigen Rechtslage
kann man aber nicht gesichert beurteilen, was in den Einreichplänen als Neuer-
richtung dargestellt sein musste, um Inhalt des Baukonsenses zu werden.

Für die praktische Arbeit im Baurecht sind daher auch ältere Kommentare und
Werke zum Baurecht – durchaus zurückreichend in die Zeit vor 1900 – heute
noch unvermindert aktuelle Grundlagen. Dies ist schlicht dem Umstand geschul-
det, dass die Baurechtspraxis nicht ausschließlich aus Neubauvorhaben besteht,
sondern Instandhaltungen, bauliche Änderungen und Umbauten an vielfach seit
Jahrzehnten oder sogar seit mehr als hundert Jahren bestehenden Gebäuden so-
wie Zubauten an solchen die überwiegende Mehrzahl der praktischen Fälle dar-
stellt. Damit kommen aber regelmäßig auch die Zeit der Errichtung des Gebäudes
und die damals geltende Rechtslage ins Spiel.

1.2. Geschichte3 und neuere Entwicklungen
1.2. Geschichte und neuere EntwicklungenDie Bauordnungen der österreichischen Bundesländer sind eine vergleichs-
weise neue Entwicklung. Geht man in der Geschichte zurück, so findet man in der
Zeit zwischen etwa 1782 und 1820 eine Vielzahl an Feuerlöschordnungen.4 In
diesen finden sich zunehmend auch baurechtliche Bestimmungen, wenn auch
mit der Zielsetzung, das Entstehen und die Ausbreitung von Bränden zu ver-
hindern.5 Andere Zielsetzungen als der Brandschutz fehlten grundsätzlich. Die
„obrigkeitliche Erlaubnis“, die nach manchen Feuerlöschordnungen bereits ein-
zuholen war, kann dabei grundsätzlich nicht mit der späteren Baubewilligung
gleichgesetzt werden. Sitte beschreibt die damalige Situation wie folgt:

2 Vgl § 40 Abs 1 und Abs 2 stmk BauG.
3 Ein ausführlicher geschichtlicher Überblick findet sich bei Krzizek, System des Österreichischen

Baurechts I (1972), 18 bis 48.
4 Für nähere Details vgl Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 26 ff.
5 Krzizek aaO, 26, nennt als Beispiele Bestimmungen über die zu verwendenden Baustoffe, über die

Dacheindeckung und über das Verbot der Unterbringung von Wohnungen im Dachgeschoss; vgl
auch Sitte, Städtebau und Bauordnung (1926), 1 ff.
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„(…) jeder baute sein Haus für sich und seine eigenen Bedürfnisse nach bestem
Wissen und Können mit den in nächster Umgebung vorhandenen Baustoffen unter
dem Einfluss eines allgemein geltenden guten Geschmacks und kräftig entwickelten
Kunstsinns; es bedurfte keiner umständlichen Baugesetze und keiner Baupolizei.“6

Die ersten Bauordnungen entstanden ab etwa 1820 (für die Städte Linz und
Salzburg).7 In Wien kann man insoweit bis zum Jahr 1829 zurückgehen.8 Die
erste Bauordnung für Niederösterreich stammt aus dem Jahr 18669, für Kärnten
aus dem Jahr 186610, bei den anderen Bundesländern lassen sich die Bauordnun-
gen überwiegend ähnlich weit zurückverfolgen.11

Zum Inhalt dieser ersten Bauordnungen führt Sitte aus:

„Die ältesten uns überlieferten Baugesetze beschränken sich fast ausschließlich auf
Maßnahmen, welche der Feuersicherheit dienen; bedeutend später wurden Ver-
kehrsfragen und primitive gesundheitliche Fragen zum Gegenstand baugesetzlicher
Vorschriften gemacht und erst in neuester Zeit12 erscheint der Schwerpunkt der
Baugesetzgebung auf die Wohnfürsorge und im Zusammenhange damit auf ge-
samtwirtschaftliche Fragen verlegt.“13

Die Rechtszersplitterung war auch zu dieser Zeit noch sehr groß. Für die Landes-
hauptstädte bestanden oft eigene Stadtbauordnungen und auch für andere Städte
gab es eigene Stadtbauordnungen. Sitte zählte mit Stand 1926 insgesamt 15 Bau-
ordnungen, nämlich:

„1. Burgenland, 2. Kärnten, 3. Klagenfurt, 4. Niederösterreich, 5. Oberösterreich,
6. Linz, Wels, Urfahr, Gmunden, Ried, 7. Steyr, 8. Salzburg-Land, 9. Salzburg-Stadt,
10. Steiermark, 11. Graz, 12. Tirol, 13. Innsbruck, 14. Vorarlberg und 15. Wien.“14

Inhaltlich hätten die übrigen Bauordnungen „zumeist große Ähnlichkeit mit der
Bauordnung von Wien“ gezeigt.15

Die Bauordnungen entsprachen in groben Zügen bereits den heutigen Bauord-
nungen, wiesen aber Unzulänglichkeiten und den Bedarf einer Fortentwicklung
auf.

6 Sitte, Städtebau und Bauordnung (1926), 1.
7 OÖ GesetzSlg 1820, Nr 80, Seite 134, zit nach Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I

(1972), 27.
8 Regierungs-Cirkular-Verordnung vom 13.12.1829, Provinzg.Slg 1829, Nr 307, zit nach Krzizek, System

des Österreichischen Baurechts I (1972), 27.
9 Landesgesetz vom 28.3.1966, LGBl für NÖ Nr 14, zit nach Krzizek, System des Österreichischen Bau-

rechts I (1972), 29.
10 Landesgesetz vom 13.3.1966, LGBl Nr 12, zit nach Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I

(1972), 29.
11 Vgl die detaillierte Darstellung bei Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 27 bis 31.
12 Die Ausführungen stammen aus dem Jahr 1926.
13 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 1.
14 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 1 bis 2.
15 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 2.
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Sitte hob dazu ua den Bedarf nach ausgearbeiteten Flächenwidmungs- und Be-
bauungsplänen und nach entsprechenden bautechnischen Bestimmungen her-
vor. So fehlten damals zB innere Baufluchtlinien und war idR nur festgelegt, dass
ein bestimmter Prozentsatz des Bauplatzes unverbaut bleiben musste. Dies führte
zum Entstehen vieler kleiner Lichthöfe, anstatt die Baumassen so anzulegen, dass
diese kleinen Lichthöfe zu einem größeren Lichthof zusammengezogen wurden.16

Auch ausreichend große Hauptfenster und für diese ein Mindestlichteinfallswin-
kel von 45° waren zu dieser Zeit noch ein Reformvorschlag.17

Das Bauverfahren war bereits detailliert geregelt.18 Eine Baubewilligung war ua
für Neu-, Zu- und Umbauten sowie für solche bauliche Änderungen einzuholen,
die von Einfluss auf die Festigkeit, Feuersicherheit und den sanitären Zustand des
Gebäudes oder auf die Rechte der Nachbarn hatten oder das äußere Ansehen des
Gebäudes wesentlich änderten.19 Eine Bauanzeige genügte für geringere bauliche
Änderungen.20 Bewilligungsfrei waren „Ausbesserungen, durch die der allge-
meine Baustand keine Änderung erleidet“.21 Es bestanden bereits detaillierte An-
forderungen an die einzureichenden Baupläne.22

Im Baubewilligungsverfahren war eine mündliche Verhandlung durchzuführen,
die grundsätzlich mit einem Lokalaugenschein zu verbinden war und zu der die
Nachbarn beizuziehen waren.23 Auf den Lokalaugenschein konnte verzichtet
werden, soweit ein solcher nicht von einer Partei verlangt wurde.

Vor der Benützung des Gebäudes24 musste um Bewohnungs- und Benützungs-
bewilligung angesucht werden. Ein solches Ansuchen hatte einen Ortsaugenschein
der Behörde zur Folge, in dessen Rahmen sich die Behörde „von der ordnungs-
gemäßen Ausführung des Baues und dem gehörig ausgetrockneten und gesund-
heitsunschädlichen Zustand desselben“ zu überzeugen und bejahendenfalls die Be-
nützungsbewilligung zu erteilen hatte.25 Man spricht insoweit von Kollaudierung.

Es bestanden bereits umfangreiche bautechnische Bestimmungen.26 Diese
bautechnischen Bestimmungen konnten jedoch städtebaulich unerwünschte

16 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 6.
17 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 7.
18 Vgl zB §§ 14 ff der Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien, Gesetz vom

17.1.1883, LGBl für Wien Nr 35/1883.
19 § 14 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
20 § 15 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
21 § 16 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
22 §§ 18 bis 20 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
23 § 21 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
24 „neu hergestellte oder wesentlich umgestaltete Wohnungen, Geschäftslokalitäten, Stallungen, Fa-

briksanlagen und Werkstätten“ – § 92 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt
Wien.

25 § 92 Bauordnung für die k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.
26 Die §§ 33 bis 90 und damit der größte Teil der damaligen Bauordnung besteht hauptsächlich aus

bautechnischen Vorschriften.
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Erscheinungen nicht verhindern und wurden als überarbeitungsbedürftig an-
gesehen.27

Für Wien war schließlich die Erlassung der Bauordnung für Wien im Jahr 1930
ein Meilenstein. Wie in den beiden seinerzeitigen Standardkommentaren zur
Stammfassung der Bauordnung für Wien hervorgehoben wurde, war bereits seit
den 1890er-Jahren die Auffassung weit verbreitet, dass die bisherige Bauordnung
erhebliche Mängel aufwies und eine neue Bauordnung ausgearbeitet werden
müsse.28 Ein Grund dafür lag darin, dass die vorangegangene Bauordnung 1883
„im Wesen die gleichen Gesichtspunkte wie die Bauordnungen von den Jahren
1868, 1859 und 1829 brachte“.29 Die früheren Bauordnungen haben sich dabei
vor allem wegen des noch zu wenig entwickelten Raumordnungsrechtes als
nicht mehr ausreichend erwiesen. Wolf/Schmid halten dazu fest: „Die geltende
Bauordnung enthielt vorwiegend nur baupolizeiliche Vorschriften (…). Dagegen
waren die Bestimmungen über die Planung (…) nur sehr dürftig geregelt. Ein Aus-
bau dieser Bestimmungen war daher notwendig“.30 Als weitere wesentliche Unzu-
kömmlichkeit der früheren Bauordnung wurde empfunden, dass diese in erster
Linie die Errichtung von Zinshäusern im Auge hatte und Bauerleichterungen für
Einzelfälle sowie erleichterte Bestimmungen für Kleinwohnungsbauten noch ge-
fehlt haben.31 Die früheren Bauordnungen waren schlicht noch nicht differen-
ziert genug, um den unterschiedlichen Anforderungen unterschiedlicher Gebiete
adäquat Rechnung tragen zu können.32

Geht man zeitlich weiter nach vorne, dann ist zunächst die Zeit der deutschen Be-
satzung (1938 bis 1945) zu erwähnen. In dieser Zeit wurde das Baurecht von den
Gemeinden nicht – wie vor und nach dieser Zeit – im eigenen, sondern im über-
tragenen Wirkungsbereich vollzogen.33 Für die Praxis wichtiger erscheint jedoch
die Tatsache, dass eine Reihe von Bauvorhaben bewilligungsfrei gestellt wurde.
Es waren dies im Wesentlichen Bauvorhaben, die von der deutschen Besatzungs-
macht für militärische Zwecke und dgl errichtet wurden. Im Anlassfall wäre die
konkrete Rechtslage zu recherchieren.

27 Vgl insb die Reformvorschläge von Sitte, Städtebau und Bauordnung (1926). In diesem Werk analy-
siert Sitte den damaligen Istzustand und erstattet Reformvorschläge. Das Werk ist wenige Jahre vor
der Erlassung der Bauordnung für Wien aus 1930 erschienen und hat wohl die Bauordnung für
Wien aus 1930 vorbereitet (zumindest finden sich viele wesentliche Vorschläge von Sitte in der Bau-
ordnung für Wien aus 1930 verwirklicht).

28 Vgl Bistritschan, Bauordnung für Wien (1930), Vorwort Seiten XIX ff, und Wolf/Schmid, Die Bau-
ordnung für Wien (1930), Einleitung, Seiten XV ff.

29 Wolf/Schmid, Die Bauordnung für Wien (1930), Einleitung, Seite XV.
30 Wolf/Schmid, Die Bauordnung für Wien (1930), Einleitung, Seite XVIII.
31 Vgl Sitte, Städtebau und Bauordnung (1926), 18 ff.
32 Vgl Sitte, Städtebau und Bauordnung (1926), 12 ff betreffend die Vorzüge der von ihm damals vorge-

schlagenen „abgestuften Bauordnung“, vgl auch den Hinweis von Bistritschan, Bauordnung für
Wien (1930), Vorwort Seiten XIX, wonach die frühere Bauordnung für die seinerzeit in das Stadt-
gebiet neu einverleibten Wiener Vororte in städtebaulicher Hinsicht völlig unzureichend gewesen sei
und für städtebaulich erforderliche Maßnahmen gar keine Handhabe geboten habe.

33 Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 31.
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Vgl das obige Beispiel 1 eines im Jahr 1942 errichteten Werkstättengebäudes: Ergeben
sich Hinweise, dass dieses Werkstättengebäude nicht von einer Privatperson für private
Zwecke, sondern vom Deutschen Reich als Munitionsdepot errichtet und erst nach
1945 als Werkstättengebäude weitergenutzt wurde, so wäre davon auszugehen, dass die
Errichtung des Gebäudes bewilligungsfrei war. Es kann sich somit nicht um einen kon-
senslosen Schwarzbau handeln – es sei denn, das Gebäude wäre nachträglich so verän-
dert worden, dass es als ein anderes Gebäude anzusehen wäre.

In der Zeit nach 1945 stand zunächst die Behebung von Kriegsschäden im Vor-
dergrund.34 Infolge der Baustoffknappheit waren in Wien strenge Lenkungs-
maßnahmen für Baustoffe in Kraft und bestanden Richtlinien, welche Arbeiten
an den verschiedenen Bauteilen ausgeführt werden dürfen bzw sollen.35 Es wurde
zwischen Industriegebäuden und Wohngebäuden sowie nach dem Ausmaß der
Schäden (geringe Schäden, Teilschäden und Totalschäden) differenziert.36 Bei der
Wiederherstellung von Wohngebäuden ging es darum, möglichst viele Wohnun-
gen mit möglichst geringem Aufwand benützbar zu machen.37 Die bautechnischen
Vorschriften, vor allem die Bauordnung für Wien, galten dabei weiter, etwaige
Erleichterungen wurden lediglich beraten.38

Praktische Relevanz: In der heutigen Praxis hat diese Zeit ua dann Relevanz, wenn in
einem Bauauftragsverfahren konsenslose Änderungen an einem Gründerzeithaus
beanstandet werden und sich der Gebäudeeigentümer darauf beruft, dass die bean-
standeten Änderungen rechtmäßig in der Wiederaufbauphase nach Kriegsende erfolgt
seien. Derartige Fälle lassen sich idR durch sorgfältige Sachverhaltsermittlung klären.
So lässt sich zB auch heute noch nachschlagen, ob das Gebäude im Kriegsschadens-
kataster angeführt war. Auch erlauben die beanstandeten baulichen Änderungen idR
Rückschlüsse, ob deren Vornahme in der Wiederaufbauphase nach dem Krieg auf-
grund der verwendeten Materialien und der Bauweise plausibel ist. Ein Austausch der
gründerzeitlichen Holzkastenfenster aufgrund eines Kriegsschadens ist beispiels-
weise nicht plausibel, wenn das Gebäude im Kriegsschadenskataster nicht verzeichnet
war, es sich bei den vorgefundenen Fenstern um erst seit den 1980er-Jahren verfügbare
Kunststofffenster handelt und sich auch sonst kein konkreter Hinweis ergibt, dass die
Holzkastenfenster bereits in der Wiederaufbauzeit durch damals verfügbare schlichte
Fenster ersetzt worden sind.

Für die Zeit nach 1945 ebenfalls zu beachten ist, dass die Rechtslage der Besat-
zungszeit in einzelnen Ländern zum Teil noch einige Jahre in Kraft war. Dies liegt
an der vorläufigen Rechtsüberleitung der Rechtsvorschriften aus der Besatzungs-
zeit, wonach lediglich die Bestimmungen aufgehoben wurden, die mit dem Be-
stand eines freien und unabhängigen Staates Österreich oder mit den Grund-
sätzen einer echten Demokratie unvereinbar sind, die dem Rechtsempfinden des

34 Im Detail wird auf die Darstellung von Sträussler, Die Behebung von Kriegsschäden an Gebäuden,
Wien 1945, verwiesen.

35 Näher Sträussler aaO, 9 und 10 ff.
36 Sträussler aaO, 9 ff.
37 Sträussler aaO, 9.
38 Sträussler aaO, 9.
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österreichischen Volkes widersprechen oder typisches Gedankengut des Natio-
nalsozialismus enthalten.39 Die Provisorische Staatsregierung hatte mittels Kund-
machung festzustellen, welche Rechtsvorschriften als aufgehoben zu gelten haben.40

Mit Kundmachung der Provisorischen Staatsregierung aufgehoben wurden insb
die deutschen Rechtsvorschriften über Reichsplanung und Raumordnung.41

Alle übrigen Gesetze und Verordnungen, die nach dem 13.03.1938 für die Repu-
blik Österreich oder ihre Teilbereiche erlassen wurden, wurden hingegen bis zur
Neugestaltung der einzelnen Rechtsgebiete als österreichische Rechtsvorschriften
in vorläufige Geltung gesetzt.42 Dieses vorläufige In-Geltung-Setzen schloss das
Baurecht mit Ausnahme der obgenannten Teile des Raumordnungsrechtes ein.43

Da die Gesetzgebungszuständigkeit für das Baurecht bei den Ländern liegt, erfolgte
diese Rechtsüberleitung in das jeweilige Landesrecht.

Krzizek hat dazu darauf hingewiesen, dass die Neugestaltung des Baurechts in
einzelnen Bundesländern auf politische Schwierigkeiten gestoßen ist und damit
die übergeleiteten baurechtlichen Bestimmungen in einzelnen Ländern viele Jahre
in Kraft geblieben sind.44 Auch zum Zeitpunkt des Erscheinens seines Werkes,
26 Jahre nach dem Ende der deutschen Besatzung, seien noch zahlreiche Rechts-
vorschriften aus der Besatzungszeit im Gebiet des Baurechts in Kraft gewesen.45

Hinweis: Auch heute noch findet man Rechtsvorschriften, die seit der Rechts-
überleitung aus der Besatzungszeit „vorläufig“ in Kraft sind. Der Verfasser geht
davon aus, dass derartige vorläufig in Kraft befindliche Bestimmungen nach wie
vor auch im Baurecht anzutreffen sein können, wenn auch nur in Nischen mit
eher nur punktueller Bedeutung. Das Thema der Rechtsüberleitung sollte daher
in der praktischen Arbeit nicht als vermeintlich nur mehr von historischer Be-
deutung abgetan werden.

Die B-VG-Novelle des Jahres 196246 hat insb den eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinden neu geregelt. Dabei wurde im Art 118 Abs 2 B-VG festgelegt, dass der
eigene Wirkungsbereich der Gemeinden – außer den in Art 116 Abs 2 B-VG auf-
gezählten und im Wesentlichen privatwirtschaftlichen Angelegenheiten – auch
alle Angelegenheiten umfasst, „die im ausschließlichen oder überwiegenden In-
teresse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und
geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt

39 § 1 Abs 1 Verfassungsgesetz vom 1. Mai 1945 über die Wiederherstellung des Rechtslebens in Öster-
reich (Rechts-Überleitungsgesetz – R-ÜG), Staatsgesetzblatt Nr 6/1945.

40 § 1 Abs 2 R-ÜG, Staatsgesetzblatt Nr 6/1945.
41 Kundmachung der Provisorischen Staatsregierung vom 10. Juli 1945, Staatsgesetzblatt Nr 93/1945.
42 § 2 R-ÜG, Staatsgesetzblatt Nr 6/1945.
43 Näher Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 37.
44 Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 36.
45 Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 36.
46 Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, BGBl Nr 49/1962.
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zu werden.“47 Die Gesetze hatten derartige Angelegenheiten ausdrücklich als sol-
che des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zu bezeichnen.48 Die sich dar-
aus zunächst ergebende Übergangsproblematik mit bestehenden Gesetzen, die
eine solche ausdrückliche Bezeichnung noch nicht enthalten haben, erscheint aus
heutiger Sicht nicht mehr relevant.49 Diese B-VG-Novelle hat jedoch dazu beige-
tragen, dass die Bauordnungen aller Bundesländer in den darauffolgenden Jahren
zumindest novelliert werden mussten, um jeweils den eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinden zu bezeichnen.

Geprägt war die Epoche durch eine im Vergleich zu heute geringere Wert-
schätzung eines Teils der gründerzeitlichen Architektur. Reich gegliederte Fas-
saden an Gründerzeithäusern wurden teilweise durch schlichte Fassaden mit
überwiegend funktioneller Orientierung ersetzt. Gründerzeitliche Holzkasten-
fenster wurden teilweise durch Kunststofffenster ersetzt. Die entsprechenden Än-
derungen waren zum Teil bewilligungsfrei (insb Fenstertausch) bzw wurden, so-
weit bewilligungspflichtige bauliche Änderungen vorgelegen sind, bewilligt. Die
Rechtslage wurde diesbezüglich in späteren Jahrzehnten sukzessive verschärft.
Heute wären bauliche Änderungen an Gründerzeithäusern, bei denen die gründer-
zeitliche Fassade durch eine schlichte, rein funktionale Fassade und die gründer-
zeitlichen Holzkastenfenster durch moderne Isolierglasfenster mit deutlich ande-
rem Erscheinungsbild ersetzt werden sollen, eher nicht mehr genehmigungsfähig,
abgesehen vielleicht von Änderungen in für das Ortsbild bzw örtliche Stadtbild
kaum bis gar nicht relevanten Innenhöfen.

Praktische Relevanz: Im Beanstandungsfall durch die Baubehörde kommt es entschei-
dend darauf an, ob die beanstandeten baulichen Änderungen bereits in einer Zeit vor-
genommen worden sind, in der sie noch bewilligungsfrei möglich waren, oder erst in
einer Zeit, wo für diese Änderungen eine Bewilligung einzuholen gewesen wäre. Auf
die Frage, ob eine zu dieser Zeit bereits einzuholende Bewilligung im Antragsfall erteilt
worden wäre, kommt es – soweit die betreffende Bauordnung nicht ausdrücklich Ge-
genteiliges vorsehen sollte – nicht an.

Die Weiterentwicklung der Bauordnungen in den Ländern war – mit länder-
weise unterschiedlicher Geschwindigkeit50 – durch die Auflistung von subjektiv-
öffentlichen Nachbarrechten geprägt. Davor bestanden die subjektiv-öffentli-
chen Nachbarrechte vor allem in den Rechten, die der VwGH als solche entwickelt
hatte.51

Die ältere Rechtslage, wonach die subjektiv-öffentlichen Nachbarrechte iW durch
die Rsp erarbeitet waren, mag zwar den Vorzug einer gewissen österreichweiten

47 Art 116 Abs 2 erster Satz B-VG idF der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, BGBl Nr 49/1962.
48 Art 116 Abs 2 zweiter Satz B-VG idF der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, BGBl Nr 49/1962.
49 Vgl aber zu dieser Übergangsproblematik Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972),

40 ff.
50 Dazu näher Hauer, Der Nachbar im Baurecht, 6. Auflage (2008), 252 ff.
51 Dazu näher Hauer, Der Nachbar im Baurecht, 6. Auflage (2008), 252 ff.
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Vereinheitlichung gehabt haben, Krzizek hat dazu aber zutreffend aufgezeigt,
dass es die Aufgabe des Gesetzgebers ist, subjektiv-öffentliche Nachbarrechte fest-
zulegen, und eine ersatzweise Festlegung durch Gerichte dem verfassungsrecht-
lichen Grundsatz der Gewaltentrennung widersprechen würde.52 Darüber hinaus
erfordert das Legalitätsprinzip eine nähere Determinierung des Verwaltungs-
handelns und wäre es unzulässig, die Entwicklung der subjektiv-öffentlichen
Nachbarrechte der Vollziehung und den Gerichten zu überlassen.53 Es bestand
daher für die Landesgesetzgeber die Notwendigkeit, die subjektiv-öffentlichen
Nachbarrechte eingehend zu regeln. Dies ist auch in allen Bundesländern erfolgt.
Die subjektiv-öffentlichen Nachbarrechte sind dabei allerdings bundesländer-
weise unterschiedlich ausgefallen.

Die Frage der Rechtsvereinheitlichung hat das Baurecht zumindest seit 1926 be-
gleitet. So hat zB Sitte im Jahr 1926 vorgeschlagen, die Raumplanung und das
Bodenrecht (Beseitigung schlecht verbaubarer Bauflächen, Grundabteilungsver-
fahren, Zwangsumlegungen, Enteignung etc) über ein für ganz Österreich gelten-
des „Städtebau-Gesetz“ zu vereinheitlichen, wohingegen jede größere Stadt ihre
eigene Bauordnung haben und für kleinere, gleichartige Ortschaften gemeinsame
Bauordnungen festgesetzt werden sollten.54 Als Vorbilder galten ua das damalige
preußische Fluchtliniengesetz sowie Vorbilder aus England und anderen Staaten.55

Anschließenden Bestrebungen, ein Bundes-Raumordnungsgesetz zu schaffen,
war jedoch kein Erfolg beschieden.56 Aufgrund einer Initiative des Österreichischen
Städtebundes aus dem Jahr 1948 wurde eine Muster-Bauordnung ausgearbeitet
und als solche fünfmal novelliert sowie nach fast zwei Jahrzehnten als nicht er-
folgreich beendet.57

Das bereits von Krzizek58 unterstützte Anliegen, wenigstens die bautechnischen
Bestimmungen zu vereinheitlichen, konnte jedoch verwirklicht werden. Im Jahr
2000 wurde das Österreichische Institut für Bautechnik (OIB) beauftragt, gemein-
sam mit einer Länderexpertengruppe einen Vorschlag auszuarbeiten.59 Dies führte
im Jahr 2007 zur ersten Fassung der OIB-Richtlinien, welche zwischenzeitlich in
den Jahren 2011, 2015, 2019 und 2023 überarbeitet wurden. Die OIB-Richtlinien
sind kostenlos von der Homepage des Österreichischen Instituts für Bautechnik60

abrufbar.

52 Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 65, unter Hinweis auf Giacometti, Allge-
meine Lehren des rechtsstaatlichen Verwaltungshandelns, 205 ff.

53 Vgl Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972), 65.
54 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 31 ff, 39 ff.
55 Sitte, Städtebau und Bauordnungen (1926), 39 ff.
56 Vgl zB Krzizek, System des Österreichischen Baurechts III (1976), 4 (Vorwort).
57 Mikulits/Vogler, Handbuch Bautechnikverordnungen 2014, 1 mwN.
58 Krzizek, System des Österreichischen Baurechts III (1976), 4 (Vorwort).
59 Mikulits/Vogler, Handbuch Bautechnikverordnungen 2014, 1 mwN.
60 www.oib.or.at.
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Die OIB-Richtlinien wurden zunächst – im Jahr 2008 – nur von vier Bundes-
ländern für verbindlich erklärt, sind aber inzwischen in allen Bundesländern ver-
bindlich. Dabei haben alle Bundesländer mittels Landesgesetz – meist in einem
eigenen Bautechnikgesetz – bautechnische Bestimmungen erlassen und dabei die
OIB-Richtlinien für verbindlich erklärt. Auf die OIB-Richtlinien wird später noch
näher einzugehen sein.
Die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit mit 1.1.2014 hat insb grund-
legende Änderungen im Rechtsschutz gebracht. Bis 31.12.2013 konnte gegen
Bescheide der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich Vorstellung an die Auf-
sichtsbehörde erhoben werden. Weiters bestand ein Rechtszug an eine Beru-
fungsbehörde. Mit 1.1.2014 wurden diese Möglichkeiten grundsätzlich durch die
Möglichkeit der Beschwerde an das zuständige Verwaltungsgericht (VwG) er-
setzt, wobei diese Zuständigkeit in Baurechtsangelegenheiten beim örtlich zu-
ständigen Landesverwaltungsgericht (LVwG) liegt. Die Landesgesetzgeber konn-
ten zwar vorsehen, dass vor der Erhebung einer Beschwerde an das LVwG noch
ein Instanzenzug ausgeschöpft werden muss. Von dieser Möglichkeit haben je-
doch nur wenige Länder Gebrauch gemacht und deutet die Entwicklung in die
Richtung, dass diese verbliebenen Instanzenzüge nach und nach beseitigt werden.
Berufungsbehörden gehören damit weitgehend der Vergangenheit an und be-
steht der Rechtszug von der bescheiderlassenden Behörde über das LVwG und
gegebenenfalls an den VwGH und VfGH.
Vor der Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit hat es auch einzelne Kon-
stellationen gegeben, in denen gegen den Bescheid der Baubehörde keine Berufung
zulässig war, stattdessen aber die ordentlichen Gerichte angerufen werden konn-
ten (sukzessive Gerichtszuständigkeit). Hervorzuheben ist in diesem Zusammen-
hang das baubehördliche Enteignungsverfahren. Im Zuge des Enteignungsver-
fahrens entscheidet die Behörde auch über die Höhe der Enteignungsentschädi-
gung. Bis 31.12.2013 bestand zB in Wien gegen die Bemessung der Höhe der
Enteignungsentschädigung keine Möglichkeit einer Berufung, sondern konnten
stattdessen binnen drei Monaten ab Zustellung des Enteignungsbescheides die
ordentlichen Zivilgerichte angerufen werden.61 Dadurch trat der Bescheid hin-
sichtlich der Bemessung der Entschädigung außer Kraft und das Zivilgericht ent-
schied über die Entschädigung neu als erste Instanz. Mit Einführung der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit wurden derartige sukzessive Gerichtszuständigkeiten nicht
mehr benötigt und die Verwaltungsgerichte für zuständig erklärt. Dies erfolgte
rechtstechnisch dadurch, dass Bestimmungen, die derartige sukzessive Gerichts-
zuständigkeiten vorgesehen haben, ersatzlos behoben wurden, woraus sich der
Rechtszug an das jeweilige Landesverwaltungsgericht ergab.
Vollständig elektronische Einreichungen stellen eine weitere aktuelle Entwick-
lung dar. Dabei war es über lange Zeit erforderlich, die Einreichpläne in Papier

61 § 44 Abs 6 BauO für Wien in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung.
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